
Liebe Friedensfreundinnen, liebe Friedensfreunde,

wir überreichen Euch unseren Aufruf "Wir vergessen nicht!", mit dem wir zu einer
gemeinsamen Gedenkstunde einladen, um an den Überfall Nazi-Deutschlands auf die
Sowjet-Union zu erinnern. Wir, die Nachgeborenen, haben zwar die Verbrechen von damals
nicht zu verantworten, aber wir haben die Verantwortung, ja die Verpflichtung in Kenntnis
der Vergangenheit, nicht wieder die gleichen Fehler zu begehen. Wir brauchen friedliche,
gleichberechtigte Beziehungen zu unseren Nachbarn, vor allem zu Russland.
Russlands großes Sicherheitsbedürfnis beruht auf den Erfahrungen mit Hitlerdeutschland,
und darum müssen vor allem wir uns dafür einsetzen.

Wir treffen uns am 22. Juni um 18 Uhr am russischen Ehrenmal an der Straße des 17. Juni

Es werden zu uns sprechen:
Hans Bauer, Gesellschaft zur rechtlichen und humanitären Unterstützung (GRH)
Heiner Bücker, COOP-Cafe
Anja Mewes, Vorsitzende der Friedensglockengesellschaft e.V.
Wir freuen uns, dass Gina Pietsch mit einem kleinen Programm unserem Anliegen
musikalisch Ausdruck gibt.

Mit solidarischen Grüßen
Jutta Barbara Laura

22. Juni 1941
Wir vergessen nicht!
Am 22. Juni 1941 begann das faschistische Deutschland gegen die Sowjetunion einen Raub-
und Vernichtungskrieg von unvorstellbarer Grausamkeit. 27 Millionen Sowjetbürger fielen
dieser Aggression zum Opfer: Neun Millionen sowjetische Soldaten wurden getötet, Frauen,
Männer, Kinder und alte Menschen auf brutale Weise ermordet, sind verhungert oder
erfroren, das Land wurde verwüstet und ausgeplündert. Für die Befreiung Europas vom
Faschismus trugen die Völker der Sowjetunion die Hauptlast.

Am kommenden 22. Juni werden wir uns am Sowjetischen Ehrenmal an der Straße des 17.
Juni treffen, denn wir vergessen nicht: weder den deutschen faschistischen Überfall auf die
Sowjetunion vor 81 Jahren, noch die Ursachen und Zusammenhänge des aktuellen
Geschehens in der Ukraine. Deutsche Politikerinnen und Politiker und der Großteil der Medien
setzen alles daran, beides vergessen zu machen, und überziehen unser Land mit einer
beispiellosen Kriegspropaganda und anti-russischen Hysterie. Aufpeitschen von russophoben
Emotionen soll jede Rationalität verhindern.

Jegliches Schuld- und Schamgefühl über die eigene deutsche Geschichte und insbesondere
über die Nazi-Verbrechen gegen die Sowjetunion wird durch Selbstgerechtigkeit und
moralischen Größenwahn ersetzt. Der letzte Rest von Zurückhaltung wurde fallen gelassen.



Der Angriffskrieg Nazideutschlands sollte der „Vernichtung der Lebenskraft Russlands“
dienen, wie Hitler es formuliert hatte. Heute will die deutsche Außenministerin, Annalena
Baerbock, „Russland ruinieren“ durch endlose Wirtschaftssanktionen und sie warnt vor einer
Kriegsmüdigkeit im erhofften Endkampf gegen Russland. „Es muss unser Ziel sein, dass
Russland diesen Krieg nicht gewinnt“, mahnt der deutsche Bundeskanzler, Olaf Scholz. Die
deutsche EU-Kommissionspräsidentin, Ursula von der Leyen, erklärt, die Ukrainer „führen
unseren Krieg.“ Die Vorsitzende des Verteidigungsausschusses im Bundestag, Marie-Agnes
Strack-Zimmermann, will die Bundeswehr gegen Russland in Stellung bringen, und fordert,
dazu „brauchen wir ein Feindbild“. Die Bundesregierung legt ein 100-Milliarden-
Rüstungsprogramm auf und will das Grundgesetz demgemäß ändern.

Deutsche Mitverantwortung für den Krieg in der Ukraine wird durch die Ausblendung seiner
Vorgeschichte ignoriert. Der Krieg ist die Folge der eskalierenden Aggressionspolitik des
Westens und der völligen Missachtung der legitimen Sicherheitsinteressen der Russischen
Föderation. Die seit Jahren wiederholten Angebote Russlands für ernsthafte Verhandlungen
wurden mit dem Vorrücken der NATO bis an die Grenzen Russlands beantwortet – entgegen
allen früheren Zusicherungen.

Mit seiner im Januar erfolgten Abweisung des russischen Vertragsentwurfs für
rechtsverbindliche Garantien, um die weitere Eskalation des Ukrainekonflikts – insbesondere
einer NATO-Mitgliedschaft der Ukraine – zu beenden und den Weg beiderseitiger Abrüstung
und Entspannung einzuschlagen, hatte der NATO-Westen die rote Linie überschritten, wovor
Russland wiederholt gewarnt hatte.

Auch die deutsche Regierung hatte den Putsch gegen die rechtmäßige Regierung in Kiew 2014
unterstützt, der eine russophobe Regierung an die Macht brachte – mit Hilfe von
Rechtsextremisten und Verehrern des ukrainischen Nazikollaborateurs und Massenmörders
Stepan Bandera. Die Nazifizierung hat seitdem wesentliche Bereiche der ukrainischen
Gesellschaft durchdrungen. Ukrainische Nazi- und SS-Kollaborateure werden heute offiziell als
Helden verehrt. Für die Schulbücher wird die Geschichte umgeschrieben. Ausgebildet und
bewaffnet von Geheimdiensten des Westens, wurden Neonazi-Formationen in das
ukrainische Militär integriert. Mit Nazi-Tattoos und -Symbolen an ihrer Uniform kämpfen sie
auch mit deutschen Waffen gegen Russland.

Die Ukraine wurde vom NATO-Westen systematisch zum Bollwerk gegen Russland aufgebaut
– im Interesse vor allem der USA, für die die Ukraine nur Mittel zum Zweck ist. Anfang März
versicherte der deutsche Vize-Kanzler, Robert Habeck, dem US-Präsidenten, dass Deutschland
bereit sei, im Kampf gegen Russland eine „dienende Führungsrolle“ zu spielen.

Der Krieg in der Ukraine begann nicht am 24. Februar dieses Jahres, sondern wird seit acht
Jahren mit entscheidender Hilfe von Nazi-Bataillonen gegen die russische Bevölkerung im
Donbass geführt. Dieser Krieg hat mehr als 13.000 Opfer gefordert und rund 1,5 Millionen
Menschen vertrieben. Er hätte auch verhindert werden können, wenn die Bunderegierung
ihrer Verpflichtung nachgekommen wäre, als Garantiemacht des Minsk-II-Abkommens von
2015 Kiew zu dessen Durchsetzung zu drängen. Minsk II war die völkerrechtliche Grundlage
zur friedlichen Beilegung des Konflikts.

Und Deutschland hat seinen Einfluss nicht genutzt, um Kiews Provokationen gegen Russland
zu mäßigen, einschließlich der Drohung mit der Stationierung von Atomwaffen und der



deutlichen Absage einer NATO-Mitgliedschaft der Ukraine, wie Russland sie als Garantie
forderte. Die russophobe Politik des Westens, einschließlich der Bundesregierung, ermunterte
den ukrainischen Präsident Selenskij, seinen per Dekret angekündigten Plan der militärischen
Wiedereingliederung der Donbass-Republiken und der Krim konkret vorzubereiten. Anfang
des Jahres waren bereits 150.000 ukrainische Soldaten im Osten konzentriert.

Über all dies schweigen deutsche Politiker und Medien. Der Einfluss des Faschismus in der
Ukraine wird gänzlich geleugnet. Heute unterstützt Deutschland die faschistischen
Nachkommen der ukrainischen Nazi-Kollaborateure, in einer gemeinsamen Front – gegen
Russland.

Der 22. Juni 1941 ist für uns nicht nur Anlass des historischen Gedenkens, sondern
Verpflichtung für die Gegenwart. Verpflichtung zum Kampf gegen die Hochrüstungspläne
Deutschlands, der EU und der NATO, gegen die Einkreisung Russlands, Kampf für Deeskalation
und Frieden.

In diesem Sinn treffen wir uns:

Am 22. Juni 2022 um 18 Uhr

am sowjetischen Ehrenmal an der Straße des 17. Juni in Berlin
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